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B Ü R G E R K O A L I T I O N  D E R   V E R N U N F T 
z u r     V e r e i n f a c h u n g     d e s    S t e u e r r e c h t s 

 
 
 
 
 
Informationen über die  
Bürgerkoalition der Vernunft zur Vereinfachung des Steuerrechts 
 
 

· Bei der Bürgerkoalition der Vernunft zur Vereinfachung des Steuerrechts handelt es sich 
um einen Zusammenschluss von 15 Verbänden mit insgesamt über einer halben Million 
Mitgliedern (die einzelnen Verbände finden sich am Fuß der Seite). Die Bürgerkoalition 
vertritt ihren gemeinsamen Wunsch nach einer radikalen Vereinfachung des deutschen 
Steuerrechts.  

 
· An der Spitze der Bürgerkoalition stehen der frühere Leiter des Finanzamtes Straubing, 

Jochen Heil, und der Steuerberater Siegfried Späth aus Bogen. Die beiden Experten in 
Sachen Steuerrecht riefen im Jahr 2002 die Bürgerkoalition ins Leben. „Unsere Idee war 
es, nicht immer nur über das unübersichtliche Steuerrecht zu klagen, sondern einmal 
gemeinsam auf den Tisch zu hauen“, so Jochen Heil. Im Laufe der folgenden Jahre ha-
ben sich immer mehr Verbände dieser Idee angeschlossen. 

 
· In den Jahren 2003 und 2004 hat die Bürgerkoalition bereits zwei Steuerreformtage in 

Straubing veranstaltet. Vor insgesamt weit über tausend Interessierten wurden damals 
die Forderungen nach einer Vereinfachung des Steuerrechts von prominenten Vertretern 
aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft diskutiert. Der bislang lauteste Appell an die Re-
gierenden war die so genannte „Straubinger Resolution“, in der im November 2003 eine 
Vereinfachung des Steuerrechts gefordert wurde. Schon damals unterstützte Professor 
Dr. Paul Kirchhof diese Resolution. 

 
· Nun, im „Superwahljahr“ 2009 und zu Zeiten der weltweiten Wirtschaftskrise, will die Bür-

gerkoalition mit ihrem Dritten Straubinger Steuerreformtag erneut eine deutliche Bot-
schaft an die Regierenden richten. Ihr Inhalt wird die Forderung nach einer radikalen 
Vereinfachung des Steuerrechts sein. Ein Zitat Jochen Heils bringt diese Forderung an 
die Politiker knapp und prägnant auf den Punkt: „Tut doch endlich was!“  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landesverband der steuerberatenden und Wirtschaftsprüfenden Berufe in Bayern e.V. – Deutsche Steuer-Gewerkschaft – Kreis-
handwerkerschaft Straubing – Bayerischer Waldbesitzerverband e.V. – MittelstandsUnion der CSU – Bayerischer Holzwirtschaftsrat 
– Wirtschaftsbeirat der Union e. V. – Bund der Steuerzahler Bayern e.V. – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. – Industrie- 
und Handelsgremium Straubing – Verlagsgruppe Straubinger Tagblatt/Landshuter Zeitung – Bund der Selbständi-
gen/Gewerbeverband Bayern e.V. – Landesverband des Bayerischen Einzelhandelsverbandes, Bezirk Oberpfalz/Niederbayern  –  
CSU-Kreisverband  Straubing-Stadt  – Bayerischer Hotel- und Gaststättenverband e.V., Bezirk Ndb. 



 

 

AUSZUG AUS Amtsleitertagung 2002 
 

Resolution der südbayerischen Finanzamtsleiter (Burghausener Erklärung)  
- auszugsweise 
 
…. 
Die Mitarbeiter der Steuerverwaltung haben in einer landesweiten offiziellen Umfrage dem 
Zustand des Steuerrechts miserable Noten gegeben. Sie sind mit den steuerlichen Vorschrif-
ten in höchstem Maße unzufrieden. Die Steuerbeamten sehen bei ihrer täglichen Arbeit sehr 
deutlich, dass 
 
die Steuergerechtigkeit im heutigen Steuersystem erheblichen Schaden nimmt. 
 
Sie sehen sich immer weniger in der Lage, die Masse der komplizierten Vorschriften, die 
durch häufige Änderungen ständig unübersichtlicher werden, so anzuwenden, dass eine rich-
tige und gleichmäßige Besteuerung gewährleistet ist. 
 
…. 
 
Burghausen, im April 2002 

 
 
 
 
 
AUSZÜGE AUS 
dem Protokoll des Deutschen Bundestags – 14. Wahlperiode –  242. Sitzung, Berlin, 
Donnerstag der 13. Juni 2002 
 
 
Hansgeorg Hauser (Rednitzhembach), CDU/CSU (auszugsweise): 
 
Ich zitiere nochmals aus der Regierungserklärung: 

Wir werden die Verwaltung schlanker und effizienter machen und wir werden hemmende Bü-
rokratie rasch beseitigen. … Dabei werden wir überflüssige Vorschriften streichen und auf 
diese Weise die Regelungsdichte vermindern. 

 
Am Ende dieser 14. Legislaturperiode und am Ende dieser rot-grünen Regierung zeichnet sich 
für Unternehmer wie Bürger ein völlig anderes Bild ab. 
 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
 
Zentralismus und Dirigismus prägen das Land. Der Staat hat sich vom Bürger weit entfernt. 
 

(Ludwig Eich, SPD:  So ein Quatsch!) 
 
Ich möchte Ihnen eine Resolution der Leiter der südbayerischen Finanzämter zur Kennt-
nis bringen. Danach haben die Mitarbeiter in einer offiziellen landesweiten Umfrage dem 
Zustand des Steuerrechts miserable Noten gegeben. Sie sagen, sie sähen sich immer 
weniger in der Lage, die Masse der komplizierten Vorschriften, die durch häufige Ände-
rungen ständig unübersichtlicher würden, so anzuwenden, dass eine gleichmäßige Be-
steuerung gewährleistet sei. Das sagen die Fachleute. 
 

(Michael Glos, CDU/CSU: Hört! Hört!) 
 



 

 

 
 

JAHRESTAGUNG 2005   der Leiterinnen und Leiter  
der südbayerischen Finanzämter  in Bad Aibling 
 
 
Bad Aiblinger Erklärung 
 
Südbayerische Amtsleiter und Steuerberater verlangen eine Verbesserung des 
Steuerrechts und einen Stopp der Flut von Gesetzesänderungen. 

 

München, den 20. April 2005 

 
 

 
 
 
 
 
 
AUSZUG AUS  
 
Drucksache 16/3894,  Deutscher Bundestag 16. Wahlperiode, 12.12.2006 
 
 
 
Abgeordneter Frank Schäffler (FDP) - auszugsweise 
….. 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, dass sich die Vorsteher von 75 Finanzäm-
tern aus dem Rheinland mit einem Brief an den nordrhein-westfälischen Finanzminister 
Helmut Linssen gewandt haben, in dem sie ein einfacheres Steuerrecht verlangen, sowie 
die Kritik äußern, dass der Gesetzgeber ganz offensichtlich kein Interesse daran habe, dass 
seine Gesetze von Finanzbeamten umgesetzt werden können (Capital Heft 26/2006 vom 7. 
Dezember 2006, Seite 108), und sind der Bundesregierung weitere Proteste der Finanzbehör-
den aus anderen Bundesländern bekannt? 
 
 
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin  
Dr. Barbara Hendricks vom 14. Dezember 2006 
 
Die konzertierte Aktion von Finanzamtsvorstehern und -vorsteherinnen in Nordrhein-Westfalen 
ist gegenwärtig die einzige bekannte Kampagne ihrer Art. Darin wird Landesfinanzminister 
Helmut Linssen aufgefordert, sich für ein vollzugsfähiges Steuerrecht und eine angemessene 
Personalausstattung der Steuerverwaltung einzusetzen. 
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Per Einschreiben und jeweils per e-mail 
 
Herrn        Herrn 
       
Mitglied des Deutschen Bundestages   Mitglied des Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 1       
 
11011 Berlin        
 
 
 
 
„3. Straubinger Steuerreformtag“ 
Ihr Schreiben vom 19.07.2007 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundestagsabgeordneter, 
 
vielen Dank für Ihr o.g. Schreiben, in dem Sie feststellen, dass in der von uns „... organisierten 
Kampagne weiterhin keine „Bürgerkoalition der Vernunft“ erkennen...“, weil „... eine Koalition 
von Wirtschaftsverbänden, Selbständigen und CSU-Verbänden eine Veränderung des Steuer-
rechts in ihrem eigenen Interesse anstrebt“. Sie würden es für ehrlicher halten -schreiben Sie 
weiter -, wenn wir nicht mit dem Namen den falschen Eindruck erwecken würden, dass es um 
die steuerpolitischen Interessen aller Bürger geht. 
 
Dazu erlauben wir uns zur Klarstellung einige deutliche Anmerkungen: Sowohl aus dem Ihnen 
übersandten Info-Material als auch aus Ihrer Teilnahme als Mitdiskutant des 2. Straubinger Re-
formtages müsste Ihnen bei sorgfältiger Analyse erinnerlich sein, dass die Gründung unserer 
Organisation erfolgte, weil eine gewissermaßen große Koalition aller Parteien über Jahrzehnte 
das Steuerrecht unvollziehbar und - noch schlimmer - für den Bürger absolut unverständlich 
gemacht hat. Wir Bürger gehen dagegen - und in erster Linie nur dagegen - mit unserer Bür-
gerkoalition von 16 Verbänden und Organisationen vor - repräsentieren damit ca. eine halbe 
Million Bürger -, um u.a. die Große Koalition in Berlin – nun unser Pendant, wenn man so will - 
aufzufordern, diesen unerträglichen Zustand zu ändern, der bei allen Fachleuten übrigens 
absolut unbestritten ist. Wir haben nie eine Steuersenkung gefordert und handeln im Sin-
ne von Roman Herzogs Idee, dass zur Handlungs- und Entwicklungsfähigkeit dieses Landes 
„ein großer Ruck“ erforderlich ist und - dazu auch ein Motto aus unserer jüngsten Geschichte - 
„wir sind das Volk“. 

Landesverband der steuerberatenden  
und wirtschaftsprüfenden Berufe in  
Bayern e.V. 
Bayerischer Industrieverband Steine 
und Erden e.V. 
Bayerischer Waldbesitzerverband e.V. 
Bayerischer Holzwirtschaftsrat 
Bund der Steuerzahler in Bayern e.V. 
Industrie- und Handelsgremium Straubing 
Deutscher Gewerbeverband 
Landesverband Bayern   
  

     Deutsche Steuer-Gewerkschaft 
     Kreishandwerkerschaft Straubing 
     MittelstandsUnion der CSU 
     Wirtschaftsbeirat der Union e.V. 
     Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.V. 
     Verlagsgruppe 
     Landshuter Zeitung/Straubinger Tagblatt 
     Landesverband des Bayer. Einzelhandels- 
     verbandes Bezirk Oberpfalz/Niederbayern 
     CSU-Kreisverband Straubing-Stadt 
     Bayerischer Hotel- und Gaststättenverband e.V. 
     Bezirk Niederbayern 

 

B ü r g e r k o a l i t i o n  d e r  V e r n u n f t  



 

 

 
Sie verkennen - als MdB und Mitglied des in diesen Dingen höchst entscheidenden Finanzaus-
schusses - also schlicht und einfach die Realitäten; nämlich 
§ dass wir nur Entbürokratisierung und Vereinfachungen wünschen 
§ dass in Südbayern seit Jahren Finanzamtschefs und Steuerberater gemeinsam eine 

Verbesserung des Steuerrechts verlangen, weil sie es nicht mehr für vollziehbar halten, 
§ dass in NRW - in einem ganzen weiteren Bundesland - die Leiter/innen der Finanzämter 

gleiches erklären, 
§ dass alle Leiter/innen der Finanzämter in der BRD auf Befragung ein ähnliches Votum ab-

geben würden, 
§ dass vergleichbare Äußerungen von Behördenleitern im Sicherheitsbereich (Polizei) für er-

hebliche Erschütterungen in der Politik sorgen würden, 
§ dass auch Sie als MdB - wie die meisten anderen - Gesetze zu verantworten haben, die Ihre 

Auftraggeber - WIR DIE BÜRGER - nicht verstehen!! 
§ dass es einen Volksvertreter MdB höchst nervös machen müsste, dass Behördenleiter meh-

rerer Bundesländer den Vollzug seiner Gesetze  für nicht mehr durchführbar halten und 
dass die Verantwortung dafür die Bundestagsabgeordneten trifft und damit der Bundestag 
trägt,  

§ dass damit droht, dass der Bundestag zukünftig Steuergesetze gewissermaßen „für den 
Papierkorb“ produziert,  

§ dass 60.000 Gewerkschaftsmitglieder, 40.000 des Bundes der Steuerzahler, die des Lan-
desverbandes der steuerberatenden und wirtschaftsprüfenden Berufe, die des Bayer. Wald-
besitzerverbandes usw. keine „...eigenen Interessen anstrebt...“, was im Kontext Ihres Brie-
fes - Wirtschaftsverbände, Selbständige, CSU - nur als von Ihnen unterstellte finanzielle 
Vorteile zu verstehen ist. Sie wollen alle - inzwischen mehr als verständlich - ein grundle-
gend neues einfaches Steuerrecht! 

§ dass die weit über tausend Zuhörer bei den ersten beiden Steuerreformtagen genau dies 
auch wollen, 

§ dass dies auch für die Bürger unseres Landes gilt – vgl. Befragung „Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft“, 

§ dass uns Zuschriften zu unserer Aktion erreichen, wir zitieren: „Sie sprechen mir – genauso 
wie vielen anderen – aus der Seele. Die meisten schreiben Ihnen bestimmt keine Briefe, Sie 
können aber sicher sein, dass fast 100% der Bevölkerung hinter Ihnen und Ihren Aussagen 
stehen. Machen Sie weiter so! Und wenn es noch so abgedroschen klingen mag: Unser 
Land braucht Menschen wie Sie! Nachdem Sie sicherlich auch finanzielle Aufwendungen 
haben, möchte ich Sie mit einem kleinen Beitrag unterstützen. Sollten Sie die Überle-
gung haben, einen Verein gegen den Gesetzeswust zu gründen, dann wäre ich gerne 
Gründungsmitglied.“ 

§ dass die Vertreter aller Parteien – bis auf Sie – beim 2. Straubinger Steuerreformtag großes 
Verständnis für unser Anliegen zeigten und auf eine Fortsetzung unserer Bemühungen war-
ten, 

§ dass MdB Dr. Solms von der FDP damals geäußert hat, „vollkommen unzumutbar ist was 
das Steuerrecht bietet. In einer Demokratie müssen die Gesetze, die die Bürger anwenden 
müssen, so formuliert sein, dass der normale Bürger sie verstehen kann. Das EStG versteht 
kein Mensch und deswegen ist es in meinen Augen von dem Gesichtspunkt aus gesehen 
verfassungswidrig. Es muss nicht reformiert werden, es muss abgeschafft werden und da-
gegen muss ein einfaches Steuerrecht eingeführt werden.“ 

§ dass die frühere Vorsitzende des Finanzausschusses MdB Christine Scheel und ihre dama-
lige Koalitionspartnerin, damit fern „ihre eigenen Interessen anzustreben“, beim 2. Steuerre-
formtag in Straubing folgendes wörtlich ausgeführt hat: „Es ist ein sehr berechtigtes Anlie-
gen der Bürger und Bürgerinnen auf das wie sie es formuliert haben, das was wir bei jeder 
Veranstaltung zu diesem Thema auch gesagt bekommen, und ich finde schon auch, dass 
es unsere verdammte Pflicht ist, hier voran zu kommen. Ich möchte, wenn wir soweit 
sind, und ich möchte dass wir auch schnell dahin kommen, dass wir ein Gesetz haben, 
das transparent und klar ist. Es gibt verschiedene Modelle. Ich glaube mittlerweile - auf 
Grund meiner politischen Erfahrung - dass es günstiger ist, es kommt von außen, als aus 
den politischen Reihen, weil nämlich, wenn es aus den politischen Reihen kommt jeder 
dann sagt, es ist meins und ich bestehe drauf.“ -  
Sie waren übrigens damals anwesend! 



 

 

 
 
Abschließend: 
Der Protagonist einfachen Steuerrechts, Prof. Dr. Paul Kirchhof, findet in Fachkreisen und vor 
allem auch bei den Bürgern mit diesem Anliegen - nicht zuletzt aufgrund seiner Glaubwürdig-
keit – phänomenale Zustimmung. 
 
Die Reihe unserer Argumente ließe sich beliebig verlängern, aber wir glauben und hoffen Sie 
auch so etwas nachdenklicher dazu gemacht zu haben, dass die Bürger  in erster Linie nur eine 
grundlegende Vereinfachung des Steuerrechts verlangen! 
 
Was muss eigentlich noch geschehen, dass unsere Volksvertreter ernsthaft beginnen diesen 
unseren Willen umzusetzen. Wer wundert sich angesichts des bisherigen Verhaltens des Bun-
destages u.a. zum Thema Steuerreform dpa meldet: „Gerade mal jeder zehnte Deutsche hält 
Politiker für vertrauenswürdig“ – „Neuburger Rundschau“ vom 4./5. August 2007 Seite 1. Diese 
katastrophalen Werte müssten für alle Volksvertreter Anlass sein die Ursachen dafür zu erfor-
schen und dann über ihr politisches Verhalten nachzudenken. 
 
Wir beabsichtigen zur Vorbereitung des 3. Straubinger Steuerreformtages Ihr Schreiben und 
unsere Antwort zu veröffentlichen und erwähnen einen alten handelsrechtlichen Grundsatz da-
zu „qui tacet consentire videtur“ - wenn wir also nichts Gegenteiliges von Ihnen hören. 
 
Den letzten Absatz Ihres Schreibens dürfen wir wohl als Absage verstehen, an unserer Diskus-
sionsveranstaltung zur Notwendigkeit einer grundlegenden Steuervereinfachung teilzunehmen. 
Wir bitten Sie daher abschließend um einen Tipp, wer – wir wollen als politisch neutrale Organi-
sation die Einbindung aller Parteien - in der SPD-Bundestagsfraktion als hochrangiger Vertreter 
an Ihrer Stelle teilnehmen könnte und danken Ihnen im Voraus für Ihre Bemühungen. 
 
Für die Bürgerkoalition der Vernunft mit vorzüglicher Hochachtung 
 
 
 
 
 
 

Dipl.Hdl. Siegfried Späth         Jochen Heil 
 
 
 












